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Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWIKE) 
 
zu dem  
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 
 

Mit Schreiben vom 28. April 2026 hat das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Energie (BMWE) den Ländern Gelegenheit gegeben, bis zum 06. Mai 

2026 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Wärmeplanungsgesetzes Stellung zu nehmen. 

 

 

I. Grundsätzliche Einschätzung 

 

Das MWIKE begrüßt grundsätzlich die vorgeschlagenen Änderungen und die 

Zielrichtung der WPG-Novelle. Dies betrifft die Vereinfachungen im Bereich 

der Datenerhebung sowie die Vereinfachungen für Gemeinden mit 

weniger als 15.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Auch die EU-

konforme Einführung der Kälteplanung nach der Erstaufstellung im Rahmen 

der Fortschreibung der Pläne ist aus Sicht des MWIKE nachvollziehbar. Das 

MWIKE begrüßt ausdrücklich, dass die vorgeschlagenen Änderungen des 

Wärmeplanungsgesetzes nach ersten Einschätzungen keinen 

Anpassungsbedarf hinsichtlich des Landeswärmeplanungsgesetzes (LWPG) 

nach sich ziehen. Dies stellt ein wesentliches Signal zur Gewährleistung der 

Planungssicherheit für die planungsverantwortlichen Stellen dar. Hiermit wird 

eine unmittelbare Klarheit über die gesetzlichen Umsetzungsschritte 

geschaffen und eine zusätzliche Erhöhung des Verwaltungsaufwandes auf 

Landesebene vermieden. 

 

Wichtig ist es dem MWIKE jedoch auch zu betonen, dass die Änderungen 

nicht zu Lasten der Länder gehen sollten, insbesondere nicht zu Lasten 
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 derjenigen, die sich frühzeitig auf den Weg gemacht haben. Dies betrifft den 

Bereich Dateninfrastruktur, aber auch negative Auswirkungen auf den 

Bereich Konnexität sind zu vermeiden (siehe Ziffer IV unten). Zudem werden 

mögliche Nachteile durch die Änderungen im laufenden Verfahren gesehen 

(siehe Ziffer V unten). 

 

II. Positive Klarstellungen  

 

Ausdrücklich begrüßt werden die im Rahmen der Novelle vorgeschlagenen 

Klarstellungen. Dies betrifft etwa die Bemessung der Schwellenwerte für die 

interkommunale Zusammenarbeit (§ 4 (5)). Die Regelung stellt klar, dass bei 

gemeinsamer Wärmeplanung für mehrere Gemeinden die Einwohnerzahl der 

jeweiligen Einzelgemeinde für alle gesetzlichen Schwellenwerte maßgeblich 

bleibt. Damit wird eine in der kommunalen Praxis bestehende 

Rechtsunsicherheit beseitigt, die interkommunale Kooperationen bislang mit 

dem Risiko verbunden hatte, durch den Zusammenschluss in höhere 

Anforderungsklassen zu fallen. Die Klarstellung setzt einen wichtigen Anreiz für 

die gemeinsame Wärmeplanung, die gerade in ländlich geprägten Regionen 

ein wesentliches Instrument zur effizienten Umsetzung der Wärmeplanung 

darstellt. Ebenso begrüßen wir die Klarstellungen zu den Fristen der 

Fortschreibung (§ 25 (1)), insbesondere vor dem Hintergrund, dass 

zahlreiche Gemeinden ihren Wärmeplan im Rahmen der Erstaufstellung 

bereits vor Fristablauf eingereicht haben. Die Orientierung an festen Daten 

schafft Planungssicherheit sowohl für die planungsverantwortlichen Stellen als 

auch für die zuständigen Landesbehörden.  

Weiterhin wird unterstützt, dass nun auf Verbrauchs- und auch Bedarfsdaten 

abgestellt werden kann (Anlage 2). 

 

III. Kleine Wärmeplanung (§ 22a neu) 

 

Grundsätzlich werden die Vereinfachungen für kleine Gemeinden begrüßt. 

Jedoch bestehen dann mit der verkürzten Wärmeplanung (§ 14), der 

vereinfachten Wärmeplanung (§ 20) und der neuen „kleinen 

Wärmeplanung“ (§ 22a) drei entsprechende Verfahren nebeneinander. 

Zudem unterscheiden sich die vereinfachte und die kleine Wärmeplanung in 

der Größenklasse.  

Grundsätzlich wird jedoch der Ansatz geteilt, eine flächendeckende KWP 

aufrecht zu halten und stattdessen Vereinfachungen für kleine Gemeinden 

vorzusehen.  



 

 

Seite 3 von 7 

 Das Verfahren der kleinen Wärmeplanung setzt implizit eine weitgehend 

homogene und ländlich geprägte Siedlungsstruktur voraus, in der eine 

leitungsgebundene Wärmeversorgung von vornherein als eher unwirtschaftlich 

gilt. Diese Annahme ist jedoch nur bedingt generalisierbar und birgt 

Planungsrisiken. Die bisher in NRW durchgeführten Wärmepläne zeigen, dass 

viele kleine Kommunen – auch solche mit weniger als 10.000 Einwohnerinnen 

und Einwohnern – verdichtete Ortskerne aufweisen, in denen Wärmenetze 

wirtschaftlich sinnvoll sein könnten. Durch die vorgeschlagene Neuregelung ist 

daher nicht sichergestellt, dass im Rahmen weitergehender Untersuchungen 

die wirtschaftlichste Lösung für die Umsetzung der Wärmewende identifiziert 

wird. Es besteht das Risiko, dass langfristig suboptimale 

Wärmeversorgungsstrukturen etabliert und mit höheren Gesamtkosten 

umgesetzt werden. Darüber hinaus kann eine vorläufige Einstufung als 

„dezentrales Gebiet“ Investitionen in individuelle Heizungslösungen auslösen, 

die eine spätere Realisierung von Wärmenetzen technisch erschweren oder 

wirtschaftlich blockieren.  

Bedenken bestehen zudem hinsichtlich der Verwendbarkeit der im Rahmen 

des § 22a erhobenen Daten für ein Monitoring der eingereichten Pläne auf 

Landesebene. Da die kleine Wärmeplanung weder eine Bestands- und 

Potenzialanalyse noch ein Zielszenario vorsieht, lassen sich die Ergebnisse 

nur bedingt für eine belastbare Auswertung auf Landes- oder Bundesebene 

heranziehen. Auch die angestrebten Energieträger im Zieljahr sind nur bedingt 

bewertbar, da unklar bleibt, wie die dezentrale Versorgung konkret ausgestaltet 

sein wird. Zudem entfällt im Rahmen des § 22a die textliche oder grafische 

Darstellung des aktuellen jährlichen Endenergieverbrauchs nach 

Energieträgern, was die Vergleichbarkeit der Pläne und die Grundlage für ein 

systematisches Monitoring erheblich einschränkt.  

 

IV. Auswirkungen auf die Länder – Konnexitätszahlungen und 

etablierte Dateninfrastruktur 

 

Grundsätzlich begrüßt das MWIKE sehr, dass die WPG-Novelle keine 

unmittelbaren landesrechtlichen Änderungen notwendig macht. Dies bezieht 

sich etwa auf die Regelung zur kleinen Wärmeplanung (§ 22a), die im 

Unterschied zum vereinfachten Verfahren (§ 22) direkte Gültigkeit hat. Auch 

die Beibehaltung der Länderöffnungsklausel im vereinfachten Verfahren (§ 22) 

wird in diesem Zusammenhang begrüßt. 

 

Die WPG-Novelle hat dennoch Auswirkungen auf den Aufwand der 

planungsverantwortlichen Stellen und damit auch auf den Ausgleich dieses 
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 Aufwands durch die Länder in Form von Konnexitätszahlungen. Dies betrifft 

die Zahlungen für die Erstaufstellung etwa durch die Einführung der kleinen 

Wärmeplanung (§ 22a), aber auch die Zahlungen für die Fortschreibung (das 

kleine Verfahren nach §22a gilt auch für die Fortschreibung; zudem Einfluss 

durch die Kälteplanung). Die Zahlungshöhe für die Erstaufstellung ist jedoch in 

den Ländern größtenteils bereits mit den kommunalen Spitzenverbänden 

abgestimmt und festgelegt und die ersten Auszahlungen bereits erfolgt. Auch 

die Festlegung der Zahlungshöhe für die Fortschreibung ist in den Ländern 

entweder erfolgt, aktuell in Abstimmung und steht kurz vor Beginn der 

Abstimmungen. Entsprechend sollten Auswirkungen auf die 

Konnexitätsverhandlungen so weit wie möglich vermieden werden.  

 

Mit Blick auf die Dauer und den Abschluss der Konnexitätszahlungen wäre es 

weiterhin sehr wünschenswert, wenn im WPG genau definiert ist, wann die 

Aufgabe der Wärmeplanung für die planungsverantwortlichen Stellen als 

erledigt gilt. Im WPG wird bislang nicht definiert, wann die gesetzliche Pflicht 

zur Wärmeplanung für die planungsverantwortliche Stelle „erfüllt“ ist. Solange 

die Pflicht besteht, müssen die Länder theoretisch dauerhaft für die 

Verwaltungskosten aufkommen. Ein Enddatum ist notwendig, um die 

Konnexitätszahlungen abschließend Regeln zu können. Ein denkbarer 

Textvorschlag wäre: „Die Pflicht zur Aufstellung der Wärmepläne endet mit der 

Erreichung der Klimaneutralität, spätestens jedoch im spätesten Zieljahr 2045.“ 

Alternativ könnte auch im Rahmen der Fortschreibungspflicht (§ 25) 

verdeutlicht werden, dass die Pflicht zur Wärmeplanung insgesamt mit der 

letzten Fortschreibung endet (31. Dezember 2041 bzw. 2043). 

 

Neben negativen Auswirkungen auf die Konnexitätszahlungen sollten auch 

negative Auswirkungen auf bereits etablierte Daten-Infrastrukturen in den 

Ländern und den zugehörigen planungsverantwortlichen Stellen vermieden 

werden. NRW bzw. das MWIKE haben frühzeitig eine entsprechende 

Infrastruktur zwischen den planungsverantwortlichen Stellen und dem 

Landesamt für Natur, Umwelt und Klima Nordrhein-Westfalen (LANUK) in 

NRW aufgebaut. Dies betrifft die Vorgabe von Dateiformaten und die 

Entwicklung eines Templates zur Datenübertragung. Dieses Template war 

auch maßgebliche Grundlage der Entwicklung eines KWW-Bundestemplates. 

Die Vorgaben zu Datenformaten (§ 24 (2)) und die Änderungen zu den Daten 

für die Wärmeplanung (Anlage 1) sowie hinsichtlich der Darstellung im 

Wärmeplan (Anlage 2) dürfen nicht zu Nachteilen für First Mover ausfallen und 

sind daher mit den bestehenden Regeln und Vorgaben zu Daten in den 

entsprechenden Ländern zu synchronisieren.  
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Kritisch zu bewerten ist zudem die Neuregelung in § 24 Abs. 2, die 

Kommunen dazu verpflichtet, Daten aus neuen oder fortgeschriebenen 

Wärmeplänen künftig direkt an den Bund zu übermitteln. Diese Regelung 

schafft vermeidbare Doppelstrukturen und erheblichen Mehraufwand, 

insbesondere auf kommunaler Ebene. In Nordrhein-Westfalen nutzen die 

Kommunen für die Datenübermittlung bereits die etablierte Landesinfrastruktur 

beim LANUK. Die künftige Pflicht zur parallelen Übermittlung an den Bund 

widerspricht dem Ziel der Verwaltungsvereinfachung und Entbürokratisierung 

und gefährdet die Kohärenz der in NRW aufgebauten Dateninfrastruktur. Das 

MWIKE fordert daher die Möglichkeit, die Bundesdatenübermittlung über die 

Länder zu bündeln, um parallele Meldepflichten für die Kommunen konsequent 

zu vermeiden. 

 

Um Doppelstrukturen und den Verlust etablierter Prozesse zu vermeiden, regt 

das MWIKE eine enge Abstimmung zwischen Bund und Ländern im weiteren 

Verfahren an. 

 

V. Änderungen im laufenden Verfahren 

 

Die vorgeschlagenen Änderungen (u.a. § 22a; aber auch Anlage 1 und Anlage 

2) erfolgen im laufenden Verfahren. Auch wenn die Frist der Erstaufstellung für 

planungsverantwortliche Stellen < 100.000 EW noch läuft, haben sich auch 

Gemeinden dieser Größenklasse bereits auf den Weg gemacht und oftmals 

schon die Vergabe an einen Dienstleister gestartet oder abgeschlossen. Die 

aktuelle KWW-Übersicht zum Stand der Wärmeplanung verdeutlicht diese 

grundsätzliche erfreuliche Entwicklung, dass auch kleinere Gemeinenden nicht 

warten. Das MWIKE weist daher darauf hin, dass die mit diesem Entwurf 

eingeführten Änderungen Gemeinden, die bereits mit der Wärmeplanung 

begonnen haben, vor unnötige Unsicherheiten stellen können. Gemeinden, die 

frühzeitig mit der Planung begonnen und dabei erhebliche personelle und 

finanzielle Ressourcen eingesetzt haben, werden im laufenden Verfahren mit 

neu eingeführten Vereinfachungsoptionen konfrontiert, die ihnen bei einem 

späteren Planungsbeginn zur Verfügung gestanden hätten. Dies gilt 

insbesondere für kleine Gemeinden unterhalb der neuen 15.000-Einwohner-

Schwelle des neuen § 22a, die bereits substantielle Vorarbeiten nach den 

bisher geltenden Anforderungen geleistet haben.  
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 VI. Weitere vorgeschlagene Klarstellungen und Ergänzungen 

 

Die kommende GModG-Novelle sollte bei der WPG-Novelle an allen Stellen 

berücksichtigt werden. Entsprechende Verweise im WPG auf GModG-

Paragraphen, die absehbar gestrichen werden, sollte im WPG angepasst 

werden. Dies bezieht sich u.a. § 26 WPG und die Verweise auf § 71 GEG / 

GModG, aber auch auf zahlreiche weitere Paragraphen (u.a. § 9 (2)). Zudem 

wird einmalig ein Bezug auf das GEG durch einen Bezug auf das (noch 

vorzulegende) GModG abgeändert (§ 3 (1 Ziff. 17)), in allen anderen Fällen 

aber nicht. Dies sollte konsistent gehandhabt werden. Zudem wird die 

Ergänzung zu öffentlichen Einrichtungen kritisch gesehen (§ 21 (7)). Dieser 

Bereich ist bereits in anderen Gesetzen, wie dem Energieeffizienzgesetz 

(EnEfG), normiert, so dass hier eine Doppelregulierung gesehen wird. Es ist 

nicht erkennbar, inwiefern diese Umstellung alter Heiz- und Kühlsysteme auf 

moderne, erneuerbare Systeme dem Ziel der Wärmeplanung als strategisches 

Instrument zugutekommt. Ohne zusätzlichen finanzielle Mitwirkung des 

Bundes ist die kommunale Handlungsfähigkeit zur Umsetzung des § 21 (7) 

gefährdet. 

 

Weiterhin wird die Aufnahme einer klaren Definition angeregt, wann die 

Wärmeplanung im Sinne des WPG als abgeschlossen gilt. Dies dient u.a. 

dem Vollzug und der Fristüberwachung. Hier sollte geregelt werden, ob für den 

formalen Abschluss zwingend ein Ratsbeschluss (bzw. ein Beschluss des 

zuständigen kommunalen Gremiums) erforderlich ist, oder ob der Prozess 

bereits mit der fachlichen Fertigstellung des Berichts endet. 

 

Zudem wird die planungsverantwortliche Stelle weiterhin nicht zur Erhebung 

von Daten von strombasierten dezentrale Wärmeerzeuger ermächtigt. 

Anlage 1 konzentriert sich auf die Erhebung von Daten von Heizungsanlagen 

basierend auf Verbrennungstechnik. Da strombasierte Wärmeerzeuger 

(insbesondere Wärmepumpen) eine Schlüsselrolle in dezentralen Gebieten 

einnehmen, regen wir an, die Erhebungsgrundlage auf diese Anlagen 

auszuweiten. 

 

Mit Blick auf Anlage 2 bestehen weitere inhaltliche Bedenken. Die nun nur 

noch optionale Aufteilung des Wärmebedarfs nach Sektoren erschwert die 

Auswertung erheblich und macht die Definition zielgerichteter Maßnahmen 

schwieriger. Dies gilt insbesondere, da die meisten planungsverantwortlichen 

Stellen ein Bottom-Up-Modell verfolgen, bei dem die sektorale Auswertung mit 
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 vergleichsweise geringem Zusatzaufwand verbunden ist. Eine Streichung der 

Verpflichtung wird daher als nicht verhältnismäßig betrachtet. 

Zudem gehen durch die Novellierung der Anlage 2 wichtige Informationen für 

Auswertung und Monitoring verloren: Die Darstellung von Abwassernetzen, 

zentralen Wärmeerzeugungsanlagen, Wärmespeichern und 

Wasserstofferzeugungsanlagen ist künftig nicht mehr verpflichtend 

vorgesehen. Das MWIKE sieht hierin einen erheblichen Informationsverlust, 

der eine belastbare Gesamtbewertung der Wärmeversorgungsinfrastruktur auf 

Landes- und Bundesebene erschwert. 

 

Schließlich regt das MWIKE an, die Begriffsbestimmungen für 

Energieträger mit Biomasseanteil (§ 3) zu vereinfachen und zu 

vereinheitlichen, da die bestehende Differenzierungstiefe in der kommunalen 

Planungspraxis kaum operationalisierbar ist. 

 

 

Für eine Berücksichtigung der genannten Aspekte im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren sind wir dankbar. 


